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II Textliche Festsetzungen 

1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 – 15 BauNVO) 

1.1 Das Plangebiet wird als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt 
und umfasst die Teilbaugebiete WA 1 bis WA 4.  

1.2 Im WA sind nicht - auch nicht ausnahmsweise - zulässig: 

− Gartenbaubetriebe 

− Tankstellen 

1.3 Im WA 4 sind ausschließlich Gemeinschaftsgaragen zur Unterbringung der nach der 
textlichen Festsetzung Nr. 5.2 notwendigen Stellplätze der Teilbaugebiete WA 1 bis 
WA 3 sowie deren Zufahrten zulässig. Die Errichtung von Hauptgebäuden ist unzulässig. 

2 Maß der baulichen Nutzung / Höhe baulicher Anlagen / Höhenbezugspunkt 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 16 – 21 a BauNVO) 

2.1 Als höchstzulässiges Maß der baulichen Nutzung und für die maximale Höhe baulicher 
Anlagen gelten die in der Nutzungsschablone und im Planblatt festgesetzten Werte, 
soweit sich aus den übrigen Festsetzungen nichts Anderweitiges ergibt. 

2.2 Im WA 3 gilt abweichend von Pkt. 2.1 und den in der Nutzungsschablone festgesetzten 
Werten eine GRZ von 0,6 soweit die Gebäude an je zwei Außenwänden grenzständig 
errichtet werden (Reihenmittelhäuser). 

2.3 Bei der Ermittlung der GRZ und der GFZ der WA 1 bis WA 3 bleiben die in WA 4 
festgesetzten Flächen für Gemeinschaftsgaragen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO i.V.m. 
§ 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO unberücksichtigt. 

2.4 Die zulässige Höhe der Hauptgebäude wird durch die festgesetzten minimalen und 
maximalen Wand- (WHmax) und Firsthöhen (FHmax) über der Oberkante des 
Fertigfußbodens im Erdgeschoss (OKF EG) bestimmt. 

Als Wandhöhe (WHmax) gilt das Maß von der OKF EG bis zum Schnittpunkt der Wand 
mit der Dachhaut; bei Flachdächern bis zum obersten Abschluss der Wand (Oberkante 
Attika). 

Als Firsthöhe gilt das Maß von der OKF EG bis zur obersten Kante des Daches. 
 

Die minimal zulässige Wandhöhe (WHmin) der Gemeinschaftsgarage beträgt 9,0 m. 
 

Die maximal zulässige Wandhöhe (WHmax) wird wie folgt festgesetzt: 
 

− Bei Einzelhäusern     13,0 m 

− Bei Hausgruppen mit Flachdach   9,5 m 

− Bei Hausgruppen mit Satteldach   7,2 m 

− Bei der Gemeinschaftsgarage   12,5 m 
 

Die maximal zulässige Firsthöhe (FHmax) beträgt 12,5 m. 

2.5 Im WA darf die OKF EG maximal 0,3 m über dem jeweils im Planblatt festgesetzten 
Höhenbezugspunkt in Meter über Normalhöhennull (NHN) liegen. Maßgeblich ist der 
jeweils nächstgelegene im Planblatt festgesetzte Höhenbezugspunkt. 

2.6 In den im Planblatt gekennzeichneten Baufeldern 1a und 1b ist eine Gebäudelänge je 
Gebäude von maximal 18 m zulässig. 

2.7 Im WA 3 ist bei der Errichtung von Gebäuden mit Satteldach das oberste zulässige 
Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden. Es gilt Pkt. 7.1. 
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2.8 In den im Planblatt mit Baufeld 1a sowie Baufeld 3a und 3b gekennzeichneten 
überbaubaren Grundstücksflächen ist bei der Errichtung von Gebäuden mit Flachdach 
das oberste Geschoss als Staffelgeschoss auszubilden. 

2.9 Staffelgeschosse sind um mindestens 1,5 m von der Gebäudeaußenkante abzurutschen 

− bei Hausgruppen an mindestens einer Gebäudeseite  

− bei Einzelhäusern an mindestens zwei Gebäudeseiten 

Für Staffelgeschosse ist eine maximale Grundfläche von 85 % des darunterliegenden 
Vollgeschosses zulässig. 

In den im Planblatt mit Baufeld 1a sowie Baufeld 2b gekennzeichneten überbaubaren 
Grundstücksflächen ist ein Abrutschen der Geschosse nur an den nach Süden und 
Westen ausgerichteten Fassaden der Gebäude zulässig.  

3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 und 23 BauNVO) 

Im WA gilt die offene Bauweise. Im WA 1 und WA 2 sind nur Einzelhäuser und im WA 3 
nur Hausgruppen (Reihenhäuser) zulässig. Vom vorstehenden Satz abweichend sind in 
dem im Planblatt gekennzeichneten Baufeld 1a auch Hausgruppen zulässig. 

4 Abstandsflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Im WA beinhalten die Baugrenzen grundsätzlich keine Abstandsflächenregelung. Es 
sind die Abstandsflächen des Art. 6 BayBO einzuhalten. 

5 Verkehrsflächen, Garagen und deren Zufahrten 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO) 

5.1 Die Lage der privaten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Fuß- und 
Radweg kann gegenüber der zeichnerischen Darstellung um bis zu 1,5 m seitlich 
abweichen. Es ist eine Mindestbreite von 2,5 m vorzusehen und die Verkehrsflächen 
sind in ihrer Lage und Breite so auszubilden, dass eine ausreichende Erschließung aller 
Baugrundstücke sichergestellt ist. 

5.2 Die Ermittlung der erforderlichen Anzahl der Stellplätze hat entsprechend der 
Stellplatzsatzung der Stadt Haßfurt in der jeweils geltenden Fassung zu erfolgen. 
Stellplätze und Garagen sind im gesamten Geltungsbereich nur auf der im Planblatt 
zeichnerisch festgesetzten Fläche für Gemeinschaftsgaragen zulässig. 

5.3 Die dem Gebiet dienende Gemeinschaftsgarage und deren Zufahrten sind nur innerhalb 
der im Planblatt dafür festgesetzten Flächen und ausschließlich als überwiegend offene 
Garage i.S.d. § 1 Abs. 1 GaStellV zulässig. 
 
Vom vorstehenden Satz abweichend sind die im Planblatt zeichnerisch festgesetzten, 
nach Norden und Westen ausgerichteten raumabschließenden Bauteile von Wänden 
der Gemeinschaftsgarage aus Lärmschutzgründen als geschlossene Fassade 
auszubilden, Öffnungen sind nur für notwendige Rettungszwecke zulässig. Rampen sind 
ausschließlich an der Südseite der Gemeinschaftsgarage zulässig. 

5.4 Die Gemeinschaftsgarage ist gemäß Pkt. 7.4 und Pkt. 13.12 zu begrünen. 

5.5 In der im Planblatt festgesetzten Gemeinschaftsgarage sind neben Stellplätzen und 
Zufahrtsanlagen auch Fahrradabstellplätze, Einrichtungen zur Abfallentsorgung sowie 
Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Energie zulässig. 
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5.6 Im WA sind Zufahrten und Wege - mit Ausnahme der öffentlichen Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung Fuß- und Radweg (zwischen Uchenhofer Straße und Osterfeldweg) 
aus wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. Als wasserdurchlässige Beläge gelten 
Schotterrasen, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge und Drainagepflaster. Das 
Material für die Tragschicht unter versickerungsfähigen Belägen ist so zu wählen, dass 
eine Versickerung des Oberflächenwassers möglich ist. 

6 Nebenanlagen / Nebengebäude und Einfriedungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO und Art. 81 BayBO) 

6.1 Im WA 3 sind je Baugrundstück Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO mit einer 
Grundfläche von insgesamt maximal 20 m² zulässig. Dies gilt auch für das im Planblatt 
gekennzeichnete Baufeld 1a soweit dort Hausgruppen errichtet werden. 

6.2 Im WA 1 und WA 2 sind Fahrradabstellanlagen und Müllsammelstellen eingangsnah in 
die jeweiligen Gebäude zu integrieren. Ist dies nicht möglich, sind diese außerhalb von 
Gebäuden nur in den im Planblatt dafür zeichnerisch festgesetzten Flächen oder in der 
Gemeinschaftsgarage zulässig. Müllsammelstellen sind auch in Verbindung mit 
Fahrradabstellplätzen zulässig. 
 
Außerhalb der Gebäude liegende Fahrradabstellanlagen und Müllsammelstellen sind 
gemäß Pkt. 6.3 einzuhausen.  

6.3 Nebenanlagen / Nebengebäude sind überdacht herzustellen, zur Dachform gilt Pkt. 7.1. 
Deren Wandhöhe darf 2,5 m nicht überschreiten, gemessen ab GOK des jeweiligen 
Baugrundstücks. Sichtseiten von Nebenanlagen, die zu Verkehrsflächen oder 
Grünflächen ausgerichtet sind, sind blickdicht einzuhausen. 

6.4 Entlang der Außengrenzen des Geltungsbereichs sowie entlang von 
Grundstücksgrenzen zu Verkehrsflächen und zu Grünflächen sind ausschließlich 
sichtdurchlässige Einfriedungen wie folgt zulässig:  

- als Hecken aus Gehölzarten gemäß Pflanzenliste in der Begründung, 

- als Metallzäune, 

- als Holzzäune mit senkrechter Lattung.  

Abweichend davon sind nicht sichtdurchlässige Einfriedungen (z.B. Gabionenwände, 
Sichtblenden und frei stehende Mauern) aus Gründen des Schallschutzes 
ausnahmsweise zulässig. 

6.5 Die maximal zulässige Höhe der Einfriedungen beträgt: 

- für Zäune entlang der Außengrenzen des Geltungsbereichs und entlang von 
Grundstücksgrenzen zu Verkehrsflächen 1,30 m über der GOK des jeweiligen 
Baugrundstücks am Ort der Einfriedung. 

- für Zäune an sonstigen Grenzen 1,80 m über der GOK des jeweiligen 
Baugrundstücks am Ort der Einfriedung. 

 
Geländeveränderungen zur Erhöhung der Einfriedung sind unzulässig. 

7 Dächer / Dachaufbauten / Firstrichtungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO) 

7.1 Die zulässigen Dachformen und -neigungen sowie die Firstrichtungen der 
Hauptgebäude sind dem Planblatt zu entnehmen. Abweichend hiervon sind in im 
Planblatt gekennzeichneten Baufeldern 3a und 3b auch Flachdächer und flach geneigte 
Dächer mit einer Dachneigung bis maximal 11° zulässig, es gelten Pkt. 2.4 und Pkt. 7.4. 
 
Nebenanlagen (z.B. Fahrradabstellanlagen, Müllsammelstellen, Gartenhäuser) sind nur 
mit einer maximalen Dachneigung von 6° zulässig. 



Textliche Festsetzungen zum Bebauungs- und Grünordnungsplan 
Allgemeines Wohngebiet „Goldberg West“ Stadt Haßfurt 

 

Vorentwurf in der Fassung vom 28.04.2026 
Seite 5 von 9 

 
  

7.2 Die Firstrichtung ist gemäß den Festsetzungen des Planblatts herzustellen. 

7.3 Bei Satteldächern sind als Dacheindeckungen Dachsteine oder Dachziegel zulässig. 
Dacheindeckungen aus Blechen sowie glänzendem Eindeckmaterial sind nicht zulässig. 

7.4 Flachdächer und flach geneigte Dächer von Hauptgebäuden sowie das Dach der 
Gemeinschaftsgarage sind mit Ausnahme von erforderlichen Dachdurchdringungen und 
Dachaufbauten mit einer extensiven oder intensiven Dachbegrünung auszustatten und 
konstruktiv entsprechend auszubilden. Die Begrünung ist auf Dauer fachgerecht zu 
unterhalten. Solaranlagen ab einer summierten Gesamtfläche von 30 m2 je Gebäude 
sind so zu konzipieren, dass sie eine extensive Dachbegrünung nicht behindern 
(Kombinationslösung). 

7.5 Dachaufbauten sind nur zur Unterbringung technischer Anlagen (z.B. Wärmepumpen) 
zulässig. Diese dürfen die maximal zulässige Wandhöhe um bis zu 1,5 m überschreiten 
und sind mindestens um das Maß ihrer Höhe von der äußeren Gebäudekante 
zurückzuversetzen. Die Dachaufbauten dürfen 20 % der Geschossfläche des 
darunterliegenden Geschosses nicht überschreiten. Die Flächenbeschränkung gilt nicht 
für Solaranlagen. 

7.6 Antennen und Satellitenempfangsanlagen sind an allen Fassaden bzw. vor die Fassade 
tretenden Gebäudeteilen nicht zulässig. 

8 Gestalterische Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO) 

8.1 Für die Gestaltung von Außenwänden und Fassaden sind Baustoffe und Anstriche in 
grellen leuchtenden Farben und mit glänzender Oberfläche unzulässig. Holzfassaden 
sind nur in naturbraunem Farbton zulässig, unzulässig sind Fassaden aus Rundhölzern 
(„Blockhüttenhäuser“). 

8.2 Abweichend von Pkt. 8.1 sind bei der Errichtung der Gemeinschaftsgarage auch 
Fassadenmaterialien aus Metall und Beton zulässig. Bei der Auswahl 
Fassadenmaterialien ist darauf zu achten, dass bei Materialien keine Blendwirkung für 
angrenzende Nutzungen und Verkehrswege entsteht. 

8.3 Aneinander gebaute Hauptgebäude (Reihenhäuser) sind in Höhe, Dachform und -
neigung gleich zu gestalten. 

9 Stützmauern, Aufschüttungen und Abgrabungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO) 

Stützmauern mit einer Höhe von mehr als 0,7 m sind mit Kletter- oder Rankpflanzen zu 
begrünen. Falls entlang der Außengrenzen des Geltungsbereichs und entlang von 
Grundstücksgrenzen zu Verkehrsflächen und zu Grünflächen Stützmauern errichtet 
werden, sind diese auf eine Höhe von maximal 1,5 m über der GOK am Mauerfuß zu 
beschränken. 

10 Führung von Versorgungsleitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 

Alle neu zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen innerhalb des Geltungsbereichs 
sind unterirdisch zu verlegen. 

11 Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind 
(§9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 5 BauGB)  

11.1 Innerhalb der im Planblatt gekennzeichneten von Bebauung freizuhaltenden Flächen ist 
die Errichtung von baulichen Anlagen unzulässig.  
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11.2 Bepflanzungen aus Sträuchern sind innerhalb der im Planblatt hinweislich dargestellten 
Sichtdreiecke nur bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 m in ausgewachsenem Zustand 
zulässig.  

11.3 Bäume innerhalb der im Planblatt hinweislich dargestellten Sichtdreiecke sind auf 2,50 m 
aufzuasten. 

12 Immissionsschutz 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB) 

12.1 An den mit den entsprechenden Planzeichen im Planblatt gekennzeichneten Fassade 
wird aufgrund der Verkehrs- und Gewerbelärmbelastung ein Beurteilungspegel von 
55/45 dB(A) tags/nachts erreicht bzw. überschritten.  
 
Bei den Baukörpern sind entweder durch geeignete Grundrissgestaltung die 
schutzbedürftigen Räume im Sinne der DIN 4109-1 an der lärmabgewandten 
Fassadenseite anzuordnen, oder es ist mindestens ein Fenster auf die lärmabgewandte 
Seite zu orientieren, an welcher ein Beurteilungspegel von tags/nachts 55/45 dB(A) 
eingehalten wird. 

Ist dies nicht umsetzbar, ist der Schutz der Räume durch geeignete Schallschutzfenster 
zu gewährleisten. Bei schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind die erforderlichen 
Schalldämmmaße der Außenbauteile so auszuführen, dass die sie Anforderungen an 
die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R’w,ges gem. nach DIN 4109-1:2018-
01 und DIN 4109-2:2018-01 oder einer neueren Ausgabe erfüllen. 

Anforderungen gem. 4109 

für Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Übernachtungs-

räume in Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume und Ähnliches; 

für gewerblich genutzte 
Büroräume und Ähnliches 

gesamtes bewertetes Bau-
Schalldämm-Maß R’w,ges in dB 

La - 30 La - 35 

Hierbei ist La der maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109:2018-0. Für die 
maßgeblichen Außenlärmpegel wird auf den textlichen Hinweis Pkt. 7 verwiesen. 

Mindestens einzuhalten ist R’w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume im Wohnungen, 
Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Unterrichts- und Büroräume und 
Ähnliches. 

Für überwiegend zum Schlafen genutzte Aufenthaltsräume (Schlaf-, Kinder- und 
Gästezimmer) entlang der im Planblatt gekennzeichneten Fassadenabschnitte ist eine 
ausreichende Luftqualität auch bei geschlossenen Fenstern durch Orientierung 
mindestens eines Fensters des Aufenthaltsraums auf die lärmabgewandte Seite zu 
sichern oder diese ist durch entsprechende Ausbildung der Fassade, den Einbau einer 
mechanischen Lüftungseinrichtung oder einer gleichwertigen Lösung sicherzustellen, 
soweit ein Beurteilungspegel von 45 dB(A) überschritten wird.  
 
Die Schalldämmung von Lüftungseinrichtungen ist ebenfalls nach DIN 4109-1:2018-01 
zu bemessen. 

12.2 Zum Schutz der Wohnbebauung vor Verkehrslärm ist die Gemeinschaftsgarage in der 
gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 2.4 vorgeschriebenen minimalen Wandhöhe und 
gemäß Nr. 5.3 an den nach Norden und Westen ausgerichteten Außenflächen als 
geschlossene Fassade auszubilden. 
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13 Grünordnung sowie Anpflanzung und Bindung für Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB) 

13.1 Alle Flächen auf den Baugrundstücken, die nicht durch Gebäude, Wege, befestigte 
Aufenthaltsbereiche, Zufahrten, Stellplätze oder andere Nebenanlagen in Anspruch 
genommen werden, sind als Vegetationsflächen anzulegen, d.h. mit Rasen- oder 
Wiesenvegetation anzusäen oder mit Gräsern, Stauden oder Gehölzen zu bepflanzen. 
Schotterungen, Kunstrasen, geschotterte Steingärten, großflächige Mulchungen, 
Plattenbeläge und ähnliche Befestigungen sind auf diesen Flächen nicht zulässig. 

13.2 Für sämtliche zeichnerisch oder textlich festgesetzten Pflanzungen sind 
standortgerechte Arten entsprechend der Pflanzenliste in der Begründung zu 
verwenden. 

13.3 Die festgesetzten Anpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang aus Arten entsprechend der Pflanzenliste in der Begründung 
nachzupflanzen. 

13.4 Es ist mindestens die zeichnerisch festgesetzte Anzahl von Bäumen zu pflanzen. Die 
zeichnerisch festgesetzten Baumpflanzungen sind in der Lage nicht fest. 

13.5 Die zeichnerisch als zu pflanzen festgesetzten Bäume sind in unbefestigten, gegen 
Befahren und Beparken gesicherten Baumscheiben von mind. 10 m² Flächengröße zu 
pflanzen. Wo dies aus räumlichen Gründen nicht möglich ist, sind für die festgesetzten 
Baumpflanzungen unterirdische Wurzelraumerweiterungen vorzusehen. 
Wurzelraumerweiterungen müssen ein durchwurzelbares Mindestvolumen von 12 m³ 
haben. Im Bereich der Wurzelraumerweiterung ist entweder ein verdichtungsresistentes 
Substrat oder eine mit Pflanzerde zu füllende geeignete technische Vorrichtung zur 
Verhinderung von Verdichtung im Wurzelraum (Wurzelkammersystem) vorzusehen. 
Zudem sind bei Wurzelraumerweiterungen Systeme zur Bewässerung und Belüftung 
des Wurzelraumes zu verwenden. 

13.6 Pflanzgebot für Sträucher: In den zeichnerisch festgesetzten Bereichen sind mindestens 
einreihige, frei wachsende oder geschnittene Hecken aus Laubgehölzen zu pflanzen 
(Pflanzabstand in der Reihe 0,3 bis 0,5 m).  

13.7 Mindestpflanzgrößen für sämtliche textlich oder zeichnerisch festgesetzten 
Gehölzpflanzungen: 
Bäume Wuchsklasse 1: Hochstämme, 3 x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 20-25 
cm  
Bäume Wuchsklasse 2: Hochstämme, 3 x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 18-20 
cm  
Sträucher für Hecken gemäß 6.4 und 13.6: 2x verpflanzt, mit Ballen oder Containerware, 
Höhe 100-150 cm. 

13.8 Die festgesetzten Pflanzungen sind spätestens in der nach Beendigung aller 
Baumaßnahmen folgenden Vegetationsperiode fertigzustellen.  

13.9 Die im Plan zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu pflegen und zu 
erhalten. Bei Abgängigkeit sind sie durch Neupflanzungen von standortgerechten 
Laubbaum-Hochstämmen der Wuchsklasse 1 zu ersetzen. Die Ersatzpflanzung ist 
standortnah, max. 5 m vom Bestandsbaum entfernt, vorzunehmen. 

13.10 Innerhalb der Flächen zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern ist der bestehende 
Baum- und Strauchbestand dauerhaft zu erhalten; abgängige Bäume sind durch 
standortgerechte Laubbäume der Wuchsklasse 1 zu ersetzen. Die Ersatzpflanzung ist 
standortnah, max. 5 m vom Bestandsbaum entfernt, vorzunehmen. 
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13.11 Vor Beginn der Bauarbeiten sind sämtliche zum Schutz der als zu erhalten festgesetzten 
Bäume erforderlichen baubegleitenden Maßnahmen einschließlich erforderlicher 
Maßnahmen in den hinweislich dargestellten Wurzelschutzbereichen zu treffen und 
während der Bauzeit fortzuführen. Die Planung und Umsetzung dieser Maßnahmen ist 
durch eine fachkundige Person / ökologische Baubegleitung zu begleiten.  

13.12 Die nördliche und westliche Fassade der Gemeinschaftsgarage (GGa) sind auf ganzer 
Fläche mit Rank- und Kletterpflanzen zu begrünen. Bei Bedarf ist dafür eine vorgehängte 
Fassade / Gitterkonstruktion zu installieren. Für die Rank- und Kletterpflanzen sind 
erdgebundene Pflanzbeete herzustellen, die 0,5 m² groß und mindestens 50 cm tief sein 
müssen. Der durchwurzelbare Bodenraum muss mindestens 1,0 m³ je Pflanze betragen. 
Alle 1,5 m ist eine Kletterpflanze zu pflanzen, auf Dauer zu erhalten und bei Abgang zu 
ersetzen.  

 

V Textliche Hinweise 

1 Artenschutz 
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen müssen die laut den Ergebnissen der 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP, Tractebel GmbH, November 2025) 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) und artenschutzfachlichen 
Konfliktvermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden. 

2 Baumpflanzungen, Abstände 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sind das „Merkblatt über Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 2013, und das DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125 
„Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen“ zu beachten. 
Zwischen Baumpflanzungen und bestehenden Leitungen / Fernmeldeanlagen sowie 
zwischen zu erhaltenden oder geplanten Bäumen und geplanten Leitungen / 
Fernmeldeanlagen muss ein Mindestabstand von 2,50 m vorgesehen werden. Bei 
Unterschreitungen sind entsprechende Schutzmaßnahmen vom Veranlasser 
vorzusehen. 
Bezüglich Grenzabständen von Pflanzungen wird auf die Vorgaben des 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (Art. 47 bis 52) verwiesen. 

3 Bodendenkmäler / Bodenfunde 

Sämtliche Boden-Beobachtungen und -funde (z.B. auffällige Bodenverfärbungen, 
Holzreste, Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben und Knochen) sind 
gemäß Art. 8 Abs. 1 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) unverzüglich dem 
Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege (Dienststelle Bamberg) oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Haßberge anzuzeigen. 

4 Bodenschutz / Altlasten 

Sollten bei durchzuführenden Grabungsarbeiten Verdachtsmomente auf etwaige 
Altdeponien, Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen auftreten, sind 
diese Arbeiten unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Haßberge - Staatliches 
Abfallrecht - zu benachrichtigen. 

5 Bodenarbeiten 

Bauarbeiten sind bodenschonend vorzunehmen. Die Vorgaben zum besonderen 
Schutz des Mutterbodens und zum Umgang und zum Schutz von Boden nach DIN 
19731 und §§ 6 bis 8 BBodSchV sind dabei zu beachten. Oberboden ist sachgerecht 
zwischenzulagern und wieder einzubauen. Bei unversiegelten Flächen sollten die 
Bodenschichten wieder so aufgebaut werden, wie sie natürlicherweise vorhanden 
waren. Durch geeignete technische Maßnahmen sollen Verdichtungen, Vernässungen 
und sonstige nachteilige Bodenveränderungen im Rahmen von Geländeauffüllungen 
vermieden werden. 
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Da auch natürliche Erdstoffe Belastungen aufweisen können, ist bei Erdarbeiten 
Aushubmaterial in Mieten bereitzustellen und deklarationsanalytisch zu behandeln, um 
die entsprechenden Verwertungs-/Entsorgungswege festlegen zu können. 

6 Regelung des Grundwasserabflusses / Grundwasserschutz 

Wird im Zuge von Baumaßnahmen (auch Erschließungsmaßnahmen) unerwartet 
Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Fachbereich 34, Wasserrecht, 
Naturschutz zu benachrichtigen. 

Auf Bauantragsebene ist ein hydrogeologisches Gutachten zu erstellen, um (neben 
Gründungsempfehlungen für Gebäude) den Grundwasserflurabstand zu ermitteln, 
Auswirkungen der Bebauung auf den Grundwasserkörper zu beurteilen und 
Abhilfemaßnahmen zu definieren. 

Erdberührte Bauteile von Bauwerken sind unter Beachtung des geotechnischen 
Vorberichts, Schulze und Lang, Nr. G061125B vom 02.02.2026 herzustellen. 

Die vorübergehende Absenkung bzw. die Entnahme (Bauwasserhaltung) während der 
Bauarbeiten stellt einen Benutzungstatbestand nach § 9 WHG dar und bedarf einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis nach Art. 70 a BayWG. 

Eine Ableitung von Grundwasser ist höchstens kurzfristig, für die Dauer der Bauzeit, 
zulässig. Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein 
Oberflächengewässer ist unzulässig. 

7 Immissionen / Immissionsschutz 

Die maßgeblichen resultierenden Außenlärmpegel La sind in der schalltechnischen 
Untersuchung, IBAS-Aktenvermerk Nr. 25-15020-v01, vom 12.02.2026, Anlagen 1.1 
bis 1.8, dargestellt. 

Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben und Nutzungen ist mit der 
Bauaufsichtsbehörde die Erstellung und ggf. Vorlage eines schalltechnischen 
Nachweises abzustimmen. 

Auf die bauliche Gestaltung von haustechnischen Anlagen und den „Leitfaden für die 
Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klimageräte, 
Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke)“ der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft und auf den Leitfaden „Tieffrequente Geräusche bei 
Biogasanlagen und Luftwärmepumpen – Ein Leitfaden (Auszug) Teil III)“ vom 
Bayerischen Landesamt für Umwelt 2011 wird hingewiesen. 
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